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Neue Entwicklungen im deutschen 

Geldwäscherecht und ihre Bedeutung 

für Unternehmen und Banken 
Am 15. Dezember 2016 hat das Bundesministerium der Finanzen einen 

Referentenentwurf für ein Gesetz zur Umsetzung der Vierten EU-

Geldwäscherichtlinie, zur Ausführung der EU-Geldtransferverordnung und zur 

Neuorganisation der Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen 

("Referentenentwurf") veröffentlicht und diesen den Ländern und Verbänden 

mit der Möglichkeit zur Stellungnahme bis zum 30. Dezember 2016 zugeleitet. 

Durch das Gesetz sollen insbesondere die bis zum 26. Juni 2017 zu implemen-

tierenden Vorgaben der Richtlinie (EU) 2015/849 ("Vierte EU-Geldwäsche-

richtlinie") umgesetzt werden, wobei der Referentenentwurf bereits einzelne 

Änderungen aus dem Vorschlag der Kommission für eine Richtlinie zur Ände-

rung der Richtlinie (EU) 2015/849 und der Richtlinie 2009/101/EG aufgenom-

men hat. 

Auch wenn die im Referentenentwurf 

vorgeschlagenen Gesetzesänderun-

gen noch nicht verabschiedet sind 

und es im Laufe des Gesetzgebungs-

verfahrens zu kleineren Anpassungen 

kommen dürfte (so dürfte beispiels-

weise die Stellungnahme der Deut-

schen Kreditwirtschaft vom 

30. Dezember 2016 noch Berücksich-

tigung finden), ist die Tendenz klar: es 

kommt zu einer beträchtlichen Aus-

weitung der Anwendbarkeit des 

Geldwäschegesetzes ("GwG") sowie 

umfangreichen Änderungen in weite-

ren Gesetzen, wie zum Beispiel dem 

Kreditwesengesetz ("KWG"). Banken, 

aber auch Industrieunternehmen 

werden sich auf eine Verschärfung 

ihrer geldwäscherechtlichen Pflichten 

einstellen müssen. Insbesondere die 

Erweiterungen im Bereich der allge-

meinen Sorgfaltspflichten, aber auch 

die gesetzlich vorgeschriebene Pflicht 

zur Durchführung einer Risikoanalyse 

sowie das Ermitteln und Eingeben der 

Informationen zum wirtschaftlich 

Berechtigten in ein neu zu schaffen-

des Transparenzregister dürften die 

nach dem GwG Verpflichteten ("Ver-

pflichtete"), aber künftig auch ihre 

Vertragspartner und deren Anteilseig-

ner vor nicht unerhebliche Herausfor-

derungen stellen. 

Einführung eines 

Transparenzregisters 

Ein Schwerpunkt und Novum im Ver-

gleich zum aktuell noch geltenden 

Recht (zusätzlich inspiriert durch die 

Veröffentlichung der "Panama Pa-

pers") bildet im Referentenentwurf der 

Abschnitt 4 zum Transparenzregister 

(vgl. §§ 17 bis 22 GwG-E). Entspre-

chend den Vorgaben der Vierten EU-

Geldwäscherichtlinie soll ein zentrales 

elektronisches Register geschaffen 

werden, in dem Angaben zu dem 

wirtschaftlich Berechtigten von juristi-

schen Personen des Privatrechts, 

rechtsfähigen Personengesellschaf-

ten, Trusts und Rechtsgestaltungen, 

die in ihrer Struktur und Funktion 

Trusts ähneln, offengelegt werden. 

Daraus folgen verschiedene Transpa-

renzpflichten: Die gesetzlichen Vertre-

ter der juristischen Personen und 

Personenhandelsgesellschaften be-

ziehungsweise die Trustees sind 

verpflichtet, die Angaben zu den 
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wirtschaftlich Berechtigten einzuholen, 

aufzubewahren, auf aktuellem Stand 

zu halten und dem Transparenzregis-

ter unverzüglich mitzuteilen. Zur Erfül-

lung dieser Transparenzpflichten 

werden gemäß dem Regierungsent-

wurf auch die Anteilseigner in die 

Pflicht genommen. Anteilseigner, die 

allein oder mit anderen zusammen 

mehr als 25 Prozent der Kapitalantei-

le halten oder mehr als 25 Prozent 

der Stimmrechte kontrollieren, haben 

den gesetzlichen Vertretern unver-

züglich die notwendigen Angaben zu 

machen und jede Änderung mitzutei-

len, wenn sie selbst wirtschaftlich 

Berechtigte im Anwendungsbereich 

des GwG sind oder unter der unmit-

telbaren Kontrolle eines solchen ste-

hen. Die Pflicht zur Mitteilung an das 

Transparenzregister entfällt allerdings 

für die gesetzlichen Vertreter der 

juristischen Personen und Personen-

handelsgesellschaften, wenn sich die 

Angaben zu dem wirtschaftlich Be-

rechtigten bereits aus anderen, ab-

schließend genannten Registern (vor 

allem dem Handelsregister (zum 

Beispiel aus der dort hinterlegten 

Gesellschafterliste der GmbH) und 

dem Partnerschaftsregister) ergeben. 

Die Einsichtnahme in das Transpa-

renzregister soll grundsätzlich jedem 

zu Informationszwecken gestattet 

sein, wobei der wirtschaftlich Berech-

tigte beantragen können soll, dass die 

Einsichtnahme durch Dritte ganz oder 

teilweise aus wichtigem Grund be-

schränkt werden kann. 

Das Transparenzregister schafft eine 

neue Qualität der Mitwirkungspflicht 

von Vertragspartnern und deren An-

teilseignern bei den Identifizierungs-

pflichten des Verpflichteten. Da die 

Ermittlung des wirtschaftlich Berech-

tigten häufig eine Durchleuchtung von 

gestuften Beteiligungsverhältnissen 

bis ins Ausland und damit verbunden 

grenzüberschreitende Aktivitäten 

voraussetzen wird, stellt das Transpa-

renzregister eine besondere Heraus-

forderung sowohl für die Verpflichte-

ten als auch deren Vertragspartner 

dar. 

Neuer Abschnitt zum Risi-

komanagement 

In einem neuen Abschnitt 2 sieht der 

Referentenentwurf Regelungen zum 

Risikomanagement vor, wodurch der 

risikobasierte Ansatz des Geldwä-

scherechts gestärkt werden soll. So 

müssen die Verpflichteten über ein 

wirksames Risikomanagement verfü-

gen, das im Hinblick auf Art und Um-

fang der Geschäftstätigkeit angemes-

sen ist und insbesondere auch die 

Pflicht zur Durchführung und Doku-

mentation einer Risikoanalyse sowie 

interne Sicherungsmaßnahmen um-

fasst (vgl. § 3 Abs. 1, 2 GwG-E).  

Die Pflicht zum Risikomanagement 

und zur Risikoanalyse bestand bis-

lang allein für Kredit- und Finanz-

dienstleistungsinstitute und folgte 

insbesondere aus §§ 25a, 25h KWG 

und der Verwaltungspraxis der Bun-

desanstalt für Finanzdienstleistungs-

aufsicht. Durch die vorgeschlagene 

Neuregelung im GwG werden ver-

gleichbare Pflichten nun auf alle Ver-

pflichteten erstreckt. Auch die Pflicht, 

interne Sicherungsmaßnahmen zu 

schaffen (vgl. § 25h KWG), gilt nach 

dem Referentenentwurf nunmehr 

grundsätzlich hinsichtlich aller Maß-

nahmen für alle Verpflichteten. Insbe-

sondere die gesetzlich vorgeschrie-

bene Pflicht zur Durchführung einer 

geldwäschespezifischen Risikoanaly-

se dürfte jedoch für die Verpflichteten 

außerhalb des Finanzsektors, also 

beispielsweise die Güterhändler, 

einen erheblichen Mehraufwand be-

deuten, dem sich viele Güterhändler 

in den letzten Jahren noch unter 

Verweis auf einen "risikobasierten 

Ansatz" entziehen konnten. 

Besondere Anforderungen werden 

künftig auch an alle Verpflichtete 

gestellt, die Mutterunternehmen einer 

Gruppe sind. Diese müssen eine 

Risikoanalyse für alle gruppenange-

hörigen Unternehmen, Zweigstellen 

und Zweigniederlassungen, die geld-

wäscherechtlichen Pflichten unterlie-

gen, durchführen und bestimmte 

Maßnahmen, wie zum Beispiel grup-

penweit einheitliche interne Siche-

rungsmaßnahmen, ergreifen. 

Erweiterung der 

allgemeinen Sorgfalts-

pflichten 

Eine Ausdehnung sieht der Referen-

tenentwurf auch im Hinblick auf die 

allgemeinen Sorgfaltspflichten in 

Bezug auf Kunden vor (vgl. § 9 Abs. 1 

GwG-E). So soll sich die Identifizie-

rung der für den Vertragspartner 

auftretenden Person auch auf die 

Prüfung seiner Berechtigung erstre-

cken. Neu aufgenommen wurde zu-

dem die allgemeine Pflicht zur 
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Feststellung, ob es sich bei dem 

Vertragspartner oder dem wirtschaft-

lich Berechtigten um eine politisch 

exponierte Person, um ein Familien-

mitglied oder um eine bekannterma-

ßen nahestehende Person handelt. 

Anpassungen im Bereich 

der Güterhändler 

Rechtsklarheit schafft der Referen-

tenentwurf durch das vorgesehene 

Herausnehmen von Kleinunterneh-

mern aus dem Bereich der verpflich-

teten Güterhändler. Nach geltendem 

Recht fallen alle Personen, die ge-

werblich mit Gütern handeln, in den 

Anwendungsbereich des GwG; ledig-

lich im Bereich der allgemeinen Sorg-

faltspflichten gibt es für diese gemäß 

der §§ 3, 4 GwG bestimmte Ein-

schränkungen. Demnach sind die 

Identifizierungspflichten nur dann zu 

erfüllen, wenn (i) Tatsachen vorliegen, 

die auf eine Straftat nach § 261 Straf-

gesetzbuch ("StGB") oder auf Terro-

rismusfinanzierung hindeuten, (ii) 

Zweifel an den Feststellungen zur 

Identität des Vertragspartners oder 

des wirtschaftlich Berechtigten beste-

hen oder (iii) im Falle von Bargeldan-

nahmen im Wert von EUR 15.000 

oder mehr. Sonstige Pflichten nach 

dem GwG (zum Beispiel die Pflicht 

zur Schaffung von internen Siche-

rungsmaßnahmen nach § 9 GwG) 

sind von Güterhändlern grundsätzlich, 

das heißt insbesondere unabhängig 

von der Frage, ob sie Bargeld von 

EUR 15.000 oder mehr annehmen, zu 

erfüllen. Der Referentenentwurf ent-

hält nun eine feste Definition des 

Begriffs "Güterhändler" (vgl. § 1 

Abs. 8 GwG-E). Danach sollen nur 

solche Personen Güterhändler und 

damit Verpflichtete sein, die gewerb-

lich Gegenstände veräußern, soweit 

sie im Rahmen einer Transaktion 

Barzahlungen über mindestens 

EUR 10.000 tätigen oder entgegen-

nehmen. Aus der Begründung des 

Regierungsentwurfs ergibt sich, dass 

durch die Einschränkung auf Barzah-

lungen von mindestens EUR 10.000 

sogenannte Kleinunternehmen aus 

dem Anwendungsbereich des GwG 

ausgenommen werden sollen, wäh-

rend die von der gesetzlichen Defini-

tion erfassten Güterhändler uneinge-

schränkt sämtliche geldwäscherecht-

lichen Pflichten, also insbesondere 

auch die allgemeinen Sorgfaltspflich-

ten, zu erfüllen haben. 

Umfassende Regelungen 

zur "Zentralstelle für 

Finanztransaktionsunter-

suchungen" 

Einen weiteren Schwerpunkt des 

Referentenentwurfs stellen die Rege-

lungen zur zentralen Meldestelle dar 

(vgl. §§ 23 bis 38 GwG-E). Die bisher 

in § 10 GwG geregelte "Zentralstelle 

für Verdachtsmeldungen" soll fortan 

unter dem Namen "Zentralstelle für 

Finanztransaktionsuntersuchungen" 

geführt werden und von dem Ge-

schäftsbereich des Bundesministeri-

ums des Innern in den Geschäftsbe-

reich des Bundesministeriums der 

Finanzen verlagert werden. Die Zent-

ralstelle wäre dann nicht mehr beim 

Bundeskriminalamt, sondern bei der 

Generalzolldirektion angesiedelt. 

Darüber hinaus sieht der Referenten-

entwurf eine Erweiterung der Aufga-

ben und Kompetenzen vor und struk-

turiert die zentrale Meldestelle nicht 

mehr als eine reine Meldestelle, son-

dern als eine präventiv handelnde 

Behörde. 

Verschärfung der 

Sanktionen bei Verstößen 

gegen das GwG 

Passend zu der Verschärfung der 

GwG-Pflichten, sieht der Referenten-

entwurf eine spürbare Anhebung des 

Bußgeldrahmens im Falle von Ver-

stößen gegen das GwG vor (bislang 

maximal EUR 100.000). Die Höhe der 

Geldbuße kann nunmehr bis zu eine 

Million Euro oder das Zweifache des 

aus dem Verstoß gezogenen wirt-

schaftlichen Vorteils betragen, wenn 

es sich um einen schwerwiegenden, 

wiederholten oder systematischen 

Verstoß handelt. Gegenüber Kredit- 

und Finanzinstituten kann die Geld-

buße in diesem Fall sogar fünf Millio-

nen Euro betragen oder eine umsatz-

bezogene Geldbuße von maximal 

zehn Prozent des Gesamtumsatzes 

zur Folge haben. Für die übrigen 

Fälle wird der Bußgeldrahmen auf 

EUR 200.000 angehoben. Zudem 

müssen die Aufsichtsbehörden 

grundsätzlich alle unanfechtbar ge-

wordenen Maßnahmen und Bußgeld-

entscheidungen auf ihrer Internetseite 

bekanntgeben. Daneben besteht für 

die involvierten Personen regelmäßig 

auch weiterhin das Risiko von Vor-

würfen der Beteiligung am Straftatbe-

stand der Geldwäsche nach § 261 

StGB, so dass zudem in besonders 

schweren Fällen eine Freiheitsstrafe 

von sechs Monaten bis zu zehn Jah-

ren drohen kann. 

Dabei ist zu beachten, dass die Sank-

tionen nunmehr nicht nur die Ver-

pflichteten treffen, sondern im Zu-

sammenhang mit der Offenlegung 

des wirtschaftlich Berechtigten und 

den Vorschriften zum Transparenzre-

gister auch die Vertragspartner und 

Anteilseigner und deren jeweiligen 

gesetzlichen Vertreter. 

Schlussfolgerung 

Die vorstehenden Ausführungen 

lassen bereits den Umfang der 

Regelungen erkennen, die bis zum 

26. Juni 2017 Eingang in das 
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deutsche Geldwäscherecht finden 

sollen. Verpflichtete Banken, Unter-

nehmen, aber auch ihre Vertragspart-

ner wie beispielsweise Fonds, Beteili-

gungsgesellschaften, Holdings und 

deren Anteilseigner, die nicht selbst 

als Verpflichtete im Sinne des 

§ 2 Abs. 1 GWG gelten, sollten je-

doch bereits jetzt Maßnahmen treffen, 

um die im Referentenentwurf vorge-

schlagenen Änderungen in ihre inter-

nen Compliance-Abläufe oder Comp-

liance-Mitwirkungspflichten zu integ-

rieren. Dies gilt insbesondere im 

Bereich der allgemeinen Sorgfalts-

pflichten, aber auch im Hinblick auf 

das allgemeine Risikomanagement 

und die Transparenzpflichten sowie 

das Bereitstellen der Daten für das 

Transparenzregister. 

***
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